Protokoll


der





Sitzung vom


31. Januar 2001








im Grossratssaal in Freiburg





Vorsitz: Rose-Marie Ducrot, Präsidentin








Anwesend: 122 Verfassungsrätinnen und Verfassungsräte


Entschuldigt: Joseph Binz, Carmen Buchiller, Auguste Dupasquier, Hubert Lauper, Christian Pernet, Stéphane Sugnaux, Gaston Waeber und Andréa Wassmer.





Anwesend sind ferner Claude Grandjean, Staatsratspräsident, und Pascal Corminboeuf, Staatsrat.





Eröffnung der Sitzung


Die Präsidentin eröffnet die Sitzung um 8.30 Uhr.





Gültigerklärung und Vereidigungen


Die Präsidentin gibt bekannt, dass Bernard Garnier von seinem Amt als Verfassungsrat zurücktritt. Sie verliest den von ihm erhaltenen Brief. Danach weist sie darauf hin, dass der Oberamtmann der Saane gemäss Beschluss vom 22. Januar 2001 Antoinette de Weck für gewählt erklärt hat und das Büro für die Gültigerklärung dieses Mandats ist.





In der Abstimmung wird das Mandat mit deutlichem Mehr für gültig erklärt.





Antoinette de Weck, Sylviane Périsset, die in den Verfassungsrat gewählt wurden, und Antoine Geinoz, der zum Generalsekretär gewählt wurde, werden vereidigt.





Mitteilungen und Informationen der Präsidentin


Die Präsidentin gibt bekannt, dass das Büro eine Änderung von Art. 12 Ziff. 11 der Geschäftsordnung des Verfassungsrats beantragt. Sie erteilt Adolphe Gremaud (Öffnung, FS), dem Berichterstatter, das Wort. Im Namen des Büros beantragt er, die betreffende Bestimmung wie folgt zu ändern: „(Das Büro) erklärt die Wahl der als gewählt erklärten neuen Mitglieder für gültig. Es entscheidet ebenfalls, wenn ein Mitglied des Verfassungsrats seine Eigenschaft als Aktivbürgerin oder Aktivbürger im Sinne von Artikel 25 der Staatsverfassung verliert.“





Pierre Aeby (SP, FS) zweifelt die Gültigkeit dieses Antrags an, weil er nicht auf der Tagesordnung steht. Er schlägt daher vor, dass der Verfassungsrat heute einen Beschluss fasst und diesen an der nächsten Sitzung bestätigt.





Nicolas Grand (CVP, GL) hat keine Einwände zum Grundsatz, sondern zur Form.





Die Präsidentin schlägt vor, die Beratung fortzusetzen, sobald der Abänderungsantrag allen Verfassungsrätinnen und Verfassungsräten schriftlich verteilt worden ist.





Die Präsidentin bittet die Mitglieder des Verfassungsrats, das Büro für den verspäteten Versand der Sitzungsunterlagen zu entschuldigen. Sie teilt dann mit, dass der Verfassungsratssaal an der Reichengasse 58 noch nicht bereit ist. Er wird am 5. Februar fertig sein, und die Mitglieder des Verfassungsrats können ihn ab diesem Datum besichtigen.





Annelise Meyer (FDP, SL) erhält das Wort und erklärt, dass mehrere Frauen aus verschiedenen politischen Formationen zusammengekommen sind, um eine informelle Diskussionsgruppe zu gründen.





Ansprache von Claude Grandjean, Staatsratspräsident


Claude Grandjean wendet sich in einer Ansprache an den Verfassungsrat.





Protokoll der Sitzung vom 10. Januar 2001


Das Protokoll wird verabschiedet.





Verordnungsentwurf zur Genehmigung der Rechnung 2000


Katharina Hürlimann (FDP, See), die Berichterstatterin, erhält das Wort und beginnt mit der Eintretensdebatte.


Da niemand gegen das Eintreten ist, werden die Artikel verlesen.





ARTIKEL EINS


Angenommen.





ART. 2


- Angenommen.





Der Verordnungsentwurf wird in der Schlussabstimmung gesamthaft unverändert mit deutlichem Mehr angenommen.





Verordnungsentwurf betreffend Rahmenplanung für die Arbeiten des Verfassungsrats


Die Präsidentin berichtet über diesen Gegenstand und eröffnet die Eintretensdebatte.


Da niemand gegen das Eintreten ist, werden die Artikel verlesen.





ARTIKEL EINS


Angenommen.





ART. 2


Angenommen.





ART. 3


Angenommen.





ART. 4


Angenommen.





Der Verordnungsentwurf wird in der Schlussabstimmung gesamthaft unverändert mit deutlichem Mehr angenommen.


Verordnungsentwurf betreffend die Einsetzung der Sachbereichskommissionen des Verfassungsrats


Adolphe Gremaud (Öffnung, FS), der Berichterstatter, erhält das Wort und beginnt mit der Eintretensdebatte.





Da niemand gegen das Eintreten ist, werden die Artikel verlesen.





ARTIKEL EINS


Josef Vaucher (SP, SE) weist darauf hin, dass im deutschen Text die Kommission über grundlegende Prinzipien, Aussenbeziehungen und Sprachen fehlt und die einzelnen Sachbereiche nicht nummeriert sind.





Der Berichterstatter bedauert diese Unterlassung und beantragt, den Wortlaut entsprechend abzuändern.





- Angenommen (mit einer Änderung der deutschen Fassung).





ART. 2


Angenommen.





ART. 3


Angenommen.





ART. 4


Angenommen.





Der Verordnungsentwurf wird in der Schlussabstimmung gesamthaft in der beratenen Form mit deutlichem Mehr angenommen.





Entwurf eines Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzepts


Eintreten


Christian Levrat (SP, GR), der Berichterstatter, erhält das Wort und beantragt Eintreten und Genehmigung des Entwurfs.





Philippe Wandeler (CSP, FS) erklärt, dass die CSP-Fraktion für Eintreten ist.





Moritz Boschung (CVP, SE) gibt bekannt, dass die CVP-Fraktion ein Eintreten ebenfalls befürwortet.





Jean-Bernard Repond (Öffnung, GR) teilt mit, dass die Öffnungsfraktion für das Eintreten ist.





Da niemand gegen das Eintreten ist, werden die Artikel verlesen.





Verlesen des Entwurfs


Der Berichterstatter schlägt vor, den Entwurf kapitelweise und das Kapitel V massnahmenweise zu verlesen.





GESETZESGRUNDLAGEN


Angenommen.





ZIELE


Angenommen.





ZIELPUBLIKUM


Angenommen.





VERANTWORTLICHE ORGANE


Angenommen.





MASSNAHMENPLAN


Logo


Olivier Suter (Bürger, SL) macht folgenden Vorschlag: 1. Einen Wettbewerb für Grafiker und Werbeagenturen ausschreiben, damit auf der Grundlage der von der Arbeitsgruppe entwickelten Idee ein allgemeines Konzept für das Erscheinungsbild (Logo, Bulletin, Zeitung, Internet usw.) gestaltet wird. 2. Die gesamte Gestaltung der Kommunikation (des vom Büro und Sekretariat zusammengestellten Inhalts) dem Gewinner des Wettbewerbs übertragen.





Joseph Rey (CSP, FS) regt mündlich die Einsetzung einer ständigen Konsultationskommission für die betroffenen Kreise an.





Moritz Boschung (CVP, SE) lehnt Olivier Suters Vorschlag ab.





Denis Boivin (FDP, FS) unterstützt diesen Vorschlag, ist aber der Ansicht, dass er eine Budgetänderung bedingt. Er möchte vorher wissen, welche Kosten mit dem Vorschlag verbunden sind.





Yvonne Gendre (SP, GR) weist darauf hin, dass die grafische Gestaltung des Erscheinungsbildes des Waadtländer Verfassungsrats 7000 bis 8000 Franken kostete. Sie schlägt vor, sich an den Entwurf zu halten.





Philippe Wandeler (CSP, FS) beantragt, Olivier Suters Vorschlag zurückzuweisen.





Der Berichterstatter schliesst sich diesem Antrag an.





Olivier Suter (Bürger, SL) zieht seinen Vorschlag zurück.





Angenommen.





INFORMATIONS- UND DOKUMENTATIONSZENTRALE


Angenommen.





PRESSEKONFERENZEN


Moritz Boschung (CVP, SE) beantragt im Namen der CVP-Fraktion folgende Änderung des zweiten Satzes im dritten Absatz: „(Die Kommissionen) informieren die Medien in der Regel nach Abschluss ihrer Arbeiten über das Ergebnis ihrer Arbeit (Folge unverändert).“





Michel Zadory (SVP, BR) bringt für den 5. Absatz folgenden Abänderungsantrag ein: „Die im Kanton Freiburg tätigen Medien“.





Philippe Wandeler (CSP, FS), Yvonne Gendre (SP, GR), Marie Garnier (Bürger, FS) und Alain Berset (SP, SL) sind für Ablehnung des Antrags von M. Boschung.





Moritz Boschung (CVP, SE) und Claude Schenker (CVP, FS) führen den Antrag ihrer Fraktion näher aus.





Erika Schnyder (SP, SL) tritt dafür ein, den vom Büro vorgelegten Wortlaut beizubehalten. 





Jean-Bernard Repond (Öffnung, GR) äussert sich gleichermassen.





Der Berichterstatter schlägt vor, M. Boschungs Antrag abzulehnen und M. Zadorys Vorschlag zu unterstützen.





Moritz Boschung zieht seinen Antrag zurück.





Gemäss Michel Zadorys Antrag abgeändert und angenommen.





PRÄSENZ IN DEN MEDIEN


Angenommen.





A) INFORMATIONSBULLETIN


- Angenommen.





5.	B) MITTEILUNGEN DES VERFASSUGNSRATS (AN ALLE HAUSHALTE)


Moritz Boschung (CVP, SE) erkundigt sich, ob die Mitteilungen auch in jene Briefkästen gelangen, auf denen ein Kleber „Werbung nein danke“ angebracht ist, und bittet darum, einen Bestellschein einzuschliessen, mit dem die Bevölkerung weitere Unterlagen anfordern kann.





Der Berichterstatter antwortet, dass die Mitteilungen an die gesamte Bevölkerung gehen und befürwortet den Bestellschein.





Angenommen.





WEBSITE


Angenommen.





A) FORUMSDISKUSSIONEN


Angenommen.





7.	B) TREFFEN MIT VERTRETERINNEN UND VERTRETERN AUS WIRTSCHAFT UND GESELLSCHAFT 


- Angenommen.





7. C) TREFFEN MIT MITGLIEDERN DER KANTONSBEHÖRDEN


- Angenommen.





7. D) TREFFEN MIT DEN MITGLIEDERN DER GEMEINDE- UND BUNDESBEHÖRDEN


- Angenommen.





7. E) TREFFEN MIT JUGENDLICHEN SOWIE AUSLÄNDERINNEN UND AUSLÄNDERN


- Angenommen.





1. VERNEHMLASSUNG


- Angenommen.





2. WETTBEWERB FÜR DIE FORMULIERUNG DER PRÄAMBEL


- Angenommen.





3. ANHÖRUNGEN


- Angenommen.





4. "OFFIZIELLE" VERNEHMLASSUNG


- Angenommen.





C. ANDERE MITWIRKUNGSMÖGLICHKEITEN


- Angenommen.





VI. ÜBERPRÜFUNG


- Angenommen.





VII. BUDGET


Moritz Boschung (CVP, SE) fragt, warum im Budget ein Posten für das Sammeldossier aufgeführt wurde, wo doch diese Massnahme aus dem Konzept gestrichen worden war.





Der Berichterstatter antwortet, dass der entsprechende Betrag für die Unterlagen veranschlagt wurde, die an die Bibliotheken verteilt werden.





Françoise Ducrest (Bürger, SL) regt an, einen Betrag als Entgelt für jene Verfassungsrätinnen und Verfassungsräte einzuplanen, die an den Forumsdiskussionen teilnehmen.





Der Berichterstatter schlägt vor, dass diese Aufgabe ehrenamtlich übernommen wird.





- Unverändert angenommen.





Schlussabstimmung


- Bei der Schlussabstimmung wird der Entwurf gesamthaft in der beratenen Form mit deutlichem Mehr angenommen.





Denis Boivin (FDP, FS) beantragt, das abgeänderte Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzept nicht neu zu drucken, sondern ins Amtsblatt aufzunehmen.





Verordnungsentwurf betreffend das Budget 2001 und den Voranschlag 2002-2004 des Verfassungsrats


Katharina Hürlimann (FDP, See), die Berichterstatterin, erhält das Wort und beginnt mit der Eintretensdebatte.





Da niemand gegen das Eintreten ist, werden die Artikel verlesen.





ARTIKEL EINS


Angenommen.





ART. 2


- Angenommen.





ART. 3


Angenommen.





ART. 4


Angenommen.





ART. 5


Philippe Wandeler (CSP, FS) fragt, ob dieses Budget vom Grossen Rat genehmigt werden muss.





Die Präsidentin erteilt Pascal Corminboeuf, Direktor des Innern und der Landwirtschaft, das Wort. Er erklärt, dass gemäss dem Gesetz über den Finanzhaushalt alle Staatsausgaben in dem vom Grossen Rat genehmigten Budget aufgeführt werden müssen. Er sagt zudem, dass er das vom Verfassungsrat verabschiedete Budget dem Staaatsrat zuhanden des Grossen Rats übermitteln wird.





- Angenommen.





Der Verordnungsentwurf wird in der Schlussabstimmung gesamthaft unverändert mit deutlichem Mehr angenommen.





Entwurf zur Abänderung von Art. 12 Ziff. 11 der Geschäftsordnung des Verfassungsrats


Die Präsidentin fragt an, ob jemand dagegen ist, dass dieser Gegenstand heute behandelt wird. Dies ist nicht der Fall.





Nicolas Grand (CVP, GL) bringt folgenden Abänderungsantrag ein: "(Das Büro) erklärt die Wahl der für gewählt erachteten neuen Mitglieder für gültig. Dies gilt auch, wenn ein Mitglied des Verfassungsrats seine Eigenschaft als Aktivbürgerin oder Aktivbürger (Folge unverändert)".





Philippe Wandeler (CSP, FS) schlägt eine Änderung der deutschen Fassung von Nicolas Grands Antrag vor: "(Das Büro) stellt die Wahl der für gewählt erachteten neuen Mitglieder verbindlich fest. Dies gilt auch, wenn ein Mitglied des Verfassungsrats seine Eigenschaft als Aktivbürgerin oder Aktivbürger (Folge unverändert)".





Nicolas Grand (CVP, GL) kann sich diesem Antrag anschliessen.





Adolphe Gremaud (Öffnung, FS) unterstützt diesen Antrag.





- Die Anträge von N. Grand und P. Wandeler werden bei der Abstimmung mit deutlichem Mehr gutgeheissen.





Verschiedenes





Alexandre Grandjean (SP, See) erhält das Wort und teilt mit, dass eine informelle Gruppe der jüngeren Mitglieder gebildet worden ist.





Antoine Geinoz weist darauf hin, dass sich 10 Personen für das Amt des Rechtsberaters, bzw. der Rechtsberaterin und 7 für das Sekretariat beworben haben. Es wurde beschlossen, zwei Rechtsberater mit je einem halben Pensum einzustellen: Pierre Scyboz, Anwalt in Freiburg, und Tarkan Göksu, Lic. iur. in Düdingen. Als Sekretärin wurde Danielle Boillat angestellt.





Anschliessend ergreift Pascal Corminboeuf, Direktor des Innern und der Landwirtschaft, das Wort.





Joseph Rey (CSP, FS) schlägt vor, dass der Verfassungsrat den Staatsrat in seinem Bemühen unterstützt, die kleinen Postämter beizubehalten.





Denis Boivin (FDP, FS) lehnt diesen Antrag ab. J. Rey hält daran fest.





Die Präsidentin weist darauf hin, dass die Geschäftsordnung keine dringliche Motion zulässt, und dass daher nicht auf den Antrag von J. Rey eingetreten werden kann.





Schluss der Sitzung


Die Präsidentin schliesst die Sitzung um 12 Uhr.





Freiburg, den 31. Januar 2001








Die Präsidentin:	Der Tagessekretär:





Rose-Marie DUCROT	Pierre OBERSON
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